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Arbeitshilfe für Leistungserbringer der Jugendhilfe zur Sicherstellung des 
Datenschutzes nach § 61 Abs. 3 SGB VIII bei der Ausführung von 

Jugendhilfeleistungen 
Präambel  

Sozialdatenschutz schafft Kommunikationsregeln zwischen den Adressaten und den 
Fachkräften in der Kinder-und Jugendhilfe. Ziel dieser Arbeitshilfe ist es, die 
Handlungssicherheit für die Akteure der Kinder-und Jugendhilfe und den Vertrauensschutz in 
die Jugendhilfeleistungen sowohl einzelfallbezogen als auch in das Jugendhilfesystem zu sichern 
und zu stärken. Sie baut auf bestehenden gesetzlichen Regelungen auf und dient ihrer 
Konkretisierung. Bei der Aufstellung und Ausgestaltung der Regeln dieser Arbeitshilfe wird 
grundsätzlich von den Rechten und Bedürfnissen der Adressaten ausgegangen.  
Förderlich zur Umsetzung ist die Entwicklung einer entsprechenden Grundhaltung und 
Sensibilisierung von Mitarbeitern. Leitungskräften kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. 
 
1. Grundregeln  

Der Leistungserbringer wendet bei Erbringung von Leistungen im Rahmen der öffentlichen 
Jugendhilfe bei der Erhebung und Verwendung die Regelungen zum Schutz personenbezogener 
Sozialdaten, insbesondere gemäß den Bestimmungen in §§ 35 SGB I, 67 ff. SGB X und 61 ff. 
SGB VIII, an. Die vorgenannten gesetzlichen Regelungen sind auszugsweise als Anlage dieser 
Arbeitshilfe beigefügt. Weitergehende Regelungen bleiben davon unberührt. 

2. Pflichten des Leistungserbringers  

(1) Der Leistungserbringer trifft zur Umsetzung dieser Verpflichtung alle notwendigen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen im Rahmen des § 78a SGB X. Insbesondere 
gehört hierzu eine ausreichende Information aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Einrichtung bzw. des Dienstes über ihre diesbezüglichen Pflichten und eine einzelvertragliche 
Regelung in jedem Arbeitsvertrag.  
Es dürfen nur Daten gespeichert werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen 
Aufgabe erforderlich ist.  
Insbesondere sind die Akten, die personenbezogene Daten enthalten, so zu verwahren, dass 
sie unbefugten Personen nicht zugänglich sind. Für Beratungsgespräche müssen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Möglichkeit haben, mit betroffenen Personen allein zu sein.  
(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Leistungserbringers sind verpflichtet, Sozialdaten, 
die sie erhalten haben, nur zu dem Zweck zu verarbeiten und zu verwenden, zu welchem diese 
übermittelt wurden (Zweckbindungsgebot, z.B. bei Aufnahmeanfragen, die nicht zur Aufnahme 
führen, werden die eingegangenen Unterlagen umgehend vernichtet.).  
(3) Die interne Nutzungsbeschränkung gemäß § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB I erfolgt, in dem der 
Zugriff auf personenbezogene Daten in der Regel beschränkt ist auf verantwortliche 
Leitungskräfte sowie MitarbeiterInnen  in der entsprechenden funktionalen Einheit (z.B. 
Wohngruppe, SPFH-Abteilung). Weiterhin gewährleistet der Leistungserbringer, dass 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht zugleich Funktionen erfüllen, die sie in 
datenschutzrechtliche Schwierigkeiten bringen können, weil sie einer Familie in verschiedenen 
Funktionen begegnen könnten.  
(4) Besprechungen ( z.B. Supervisionen) mit Personen, die nicht der funktionalen Einheit ( der 
Organisation) angehören, sind grundsätzlich anonym durchzuführen. In konkreten Einzelfällen, 
in denen es unerlässlich bzw. erforderlich ist, die Sozialdaten zu offenbaren, ist die Einwilligung 
des Betroffenen einzuholen. Die Einwilligung hat sich an den Anforderungen von § 67b Abs. 2 
SGB X zu richten . Kann die Einwilligung in bestimmten Fällen nicht eingeholt werden, hat die 
fachliche Beratung grundsätzlich in anonymisierter Form zu erfolgen.  
(5) Ist ein Fall abgeschlossen, so sind die betreffenden Daten zu löschen (§ 84 SGB X). Ein Fall 
ist dann als abgeschlossen zu betrachten, wenn die Kenntnis der Sozialdaten zur Aufgabenerfül-
lung des Leistungserbringers nicht mehr erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass durch die Löschung die Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden.  
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Bei Personen, die in Heimerziehung waren, wird von schutzwürdigen Interessen der Betroffenen 
(zur Biografieforschung, Aufarbeitung des Erlebten u.a.) zur Aufbewahrung der Daten 
ausgegangen. Es dürfen nur solche Daten gespeichert werden, die den schutzwürdigen 
Interessen der Betroffenen dienen können. Dazu gehören Stammdatenblätter, Hilfepläne, 
Berichte Dritter, Schulzeugnisse, Gesundheitsdokumente etc. Sollte dies der Fall sein, so sind 
die Akten, Dateien und weitere Speichermedien, die personenbezogene Daten enthalten, zu 
sperren. Die Verpflichtung zur ordnungsgemäßen Aufbewahrung, Löschung oder Sperrung 
obliegt dem Leistungserbringer. Über die Herausgabe dieser Daten bei Sperrung entscheidet 
die Geschäftsführung des Leistungserbringers. Unter der Annahme schutzwürdiger Belange 
werden folgende Sperrungsfristen empfohlen: 50 Jahre für Daten der Heimerziehung (d.h. 
stationärer Hilfen) und Vollzeitpflege, 10 Jahre für Daten anderer Hilfen zur Erziehung bzw. 
Eingliederungshilfen. Nach Ablauf der Sperrfirst sind die Daten zu löschen. 

3. Datenübermittlung an das Jugendamt und sonstige Dritte 

Datenübermittlung erfordert das Einverständnis der betroffenen Person oder einer gesetzlichen 
Übermittlungsbefugnis. Die Einwilligungserklärung bedarf in der Regel der Schriftform 
(Nachweispflicht gem. §7 DSGVO) und richtet sich nach den Anforderungen des §67b Abs. 2 
Satz 1 SGB X. Die gesetzlichen Übermittlungsbefugnisse sind wie folgt geregelt: 

(1) Die Übermittlung von Sozialdaten an das Jugendamt erfolgt gemäß den Vorschriften des 
SGB VIII, SGB I und SGB X, insbesondere der §§ 69 ff. SGB X unter Beachtung der §§ 64 und 
65 SGB VIII. Dem Jugendamt werden nur Daten übermittelt, welche dieses zu seiner 
Aufgabenerfüllung benötigt (z. B. Erfolgskontrollen einer Hilfegewährung, Überprüfung des 
Hilfeplans, etc.). Die Leistungsempfänger werden grundsätzlich über solche Informationsflüsse 
informiert.  

(2) Besonders vertrauensgeschützte Daten können nur nach vorheriger Einwilligung des jungen 
Menschen bzw. des Personensorgeberechtigten übermittelt werden oder entsprechend den in § 
65 Abs. 1 Nr. 2 und 3 SGB VIII aufgeführten Fällen. § 34 StGB (gesetzlicher Notstand) bleibt 
hiervon unberührt.  

(3) Bei drohender oder akuter Kindeswohlgefährdung ist entsprechend der Vereinbarungen zum 
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung zu verfahren. Anderweitige aus dem Einzelfall resul-
tierende Informationsverpflichtungen, die beispielsweise aus § 45 ff SGB VIII (Erlaubnis für den 
Betrieb einer Einrichtung) bestehen, bleiben hiervon unberührt.  
 
4. Rechte der betroffenen Personen  
Die Personen, die Jugendhilfeleistungen erhalten, sind vorab über diese Vereinbarung und die 
sich daraus ergebenden Datenübermittlungsbefugnisse aufzuklären, insbesondere über die 
Einsichts- und Auskunftsrechte gemäß § 83 SGB X. Die Aufklärung erfolgt in Form eines 
schriftlichen Aktenvermerkes, dieser ist von der betroffenen Person zu unterschreiben. 
Den betroffenen Person sind alle Informationsverarbeitungen in präziser, transparenter, 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache zu 
übermitteln. 

 bei Erhebung personenbezogener Daten bei der betroffenen Person (Art. 13 DSGVO) 
 wenn personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden, z.B. 

Arztinformationen (Art. 14 DSGVO) 
 Möglichkeiten zur Auskunft, Recht auf Akteneinsicht (Art. 15) 
 Berichtigung, Sperrung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Widerspruchs ( Art. 

16, 17, 18 und 21: 
 Meldepflichten und Benachrichtigung bei Datenpannen (Art. 33 und 34) 
 Anrufung/ Beschwerde beim Landesdatenschutzbeauftragten Art. 77 

 
Die Erstellung eines Informationsblattes ist notwendig. 
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5. Auskunft an den öffentlichen Jugendhilfeträger zur Sicherstellung des 
Datenschutzes  

Der Leistungserbringer gibt dem öffentlichen Jugendhilfeträger auf Anfrage im Rahmen des § 
46 oder § 78a SGB VIII Auskunft über die datenschutzrechtlichen Vorkehrungen.  
 
Quellen für die Arbeitshilfe: DSGVO 
Schreiben des Regierungspräsidiums Darmstadt, Dezernat Jugendschutz, zur 
Aufbewahrungsfrist von Heimkinderakten, Email vom 15.06.2011 
Protokoll der Sitzung der Hess. Jugendhilfekommission gem. § 78a SGB VIII vom 16.06.2012, 
TOP 6.1 zur Archivierung von Heimkinderakten 
 

Sozialgesetzbuch (SGB) Erstes Buch (I) - Allgemeiner Teil - (Artikel I des Gesetzes 
vom 11. Dezember 1975, BGBl. I S. 3015) 

§ 35 Sozialgeheimnis 
(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Absatz 2 Zehntes 
Buch) von den Leistungsträgern nicht unbefugt verarbeitet werden (Sozialgeheimnis). Die 
Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des 
Leistungsträgers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur 
an diese weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer Angehörigen dürfen 
Personen, die Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken können, weder zugänglich 
sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der Anspruch richtet sich auch 
gegen die Verbände der Leistungsträger, die Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger und 
ihrer Verbände, die Datenstelle der Rentenversicherung, die in diesem Gesetzbuch genannten 
öffentlich-rechtlichen Vereinigungen, Integrationsfachdienste, die Künstlersozialkasse, die 
Deutsche Post AG, soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut 
ist, die Behörden der Zollverwaltung, soweit sie Aufgaben nach § 2 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 66 des Zehnten Buches durchführen, die 
Versicherungsämter und Gemeindebehörden sowie die anerkannten 
Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Absatz 3 des Adoptionsvermittlungsgesetzes), soweit sie 
Aufgaben nach diesem Gesetzbuch wahrnehmen, und die Stellen, die Aufgaben nach § 67c 
Absatz 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. Die Beschäftigten haben auch nach Beendigung 
ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das Sozialgeheimnis zu wahren. 
(2) Die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches und der übrigen Bücher des 
Sozialgesetzbuches regeln die Verarbeitung von Sozialdaten abschließend, soweit nicht die 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in 
der jeweils geltenden Fassung unmittelbar gilt. Für die Verarbeitungen von Sozialdaten im 
Rahmen von nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679 fallenden 
Tätigkeiten finden die Verordnung (EU) 2016/679 und dieses Gesetz entsprechende 
Anwendung, soweit nicht in diesem oder einem anderen Gesetz Abweichendes geregelt ist. 
(2a) Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- 
oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt 
unberührt. 
(3) Soweit eine Übermittlung von Sozialdaten nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht, 
keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstücken, nicht 
automatisierten Dateisystemen und automatisiert verarbeiteten Sozialdaten. 
(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich. 
(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches 
verarbeitet werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet werden, wenn schutzwürdige Interessen 
des Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch nicht beeinträchtigt werden können. 
(6) Die Absätze 1 bis 5 finden neben den in Absatz 1 genannten Stellen auch Anwendung auf 
solche Verantwortliche oder deren Auftragsverarbeiter,  
1. 
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die Sozialdaten im Inland verarbeiten, sofern die Verarbeitung nicht im Rahmen einer 
Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erfolgt, 
oder 

2. 
die Sozialdaten im Rahmen der Tätigkeiten einer inländischen Niederlassung 
verarbeiten. 

Sofern die Absätze 1 bis 5 nicht gemäß Satz 1 anzuwenden sind, gelten für den 
Verantwortlichen oder dessen Auftragsverarbeiter nur die §§ 81 bis 81c des Zehnten Buches. 
(7) Bei der Verarbeitung zu Zwecken gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679 stehen 
die Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und die Schweiz 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union gleich. Andere Staaten gelten insoweit als 
Drittstaaten. 

Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe - (Artikel 1 
des Gesetzes v. 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163) 

§ 61 Anwendungsbereich 
(1) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Verarbeitung in der Jugendhilfe gelten § 35 des 
Ersten Buches, §§ 67 bis 85a des Zehnten Buches sowie die nachfolgenden Vorschriften. Sie 
gelten für alle Stellen des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, soweit sie Aufgaben nach diesem 
Buch wahrnehmen. Für die Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Buch durch 
kreisangehörige Gemeinden und Gemeindeverbände, die nicht örtliche Träger sind, gelten die 
Sätze 1 und 2 entsprechend. 
(2) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Verarbeitung im Rahmen der Tätigkeit des 
Jugendamts als Amtspfleger, Amtsvormund, Beistand und Gegenvormund gilt nur § 68. 
(3) Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien Jugendhilfe in Anspruch 
genommen, so ist sicherzustellen, dass der Schutz der personenbezogenen Daten bei der 
Verarbeitung in entsprechender Weise gewährleistet ist. 

§ 62 Datenerhebung 
(1) Sozialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen 
Aufgabe erforderlich ist. 
(2) Sozialdaten sind bei der betroffenen Person zu erheben. Sie ist über die Rechtsgrundlage 
der Erhebung sowie die Zweckbestimmungen der Verarbeitung aufzuklären, soweit diese nicht 
offenkundig sind. 
(3) Ohne Mitwirkung der betroffenen Person dürfen Sozialdaten nur erhoben werden, wenn  
1. 

eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt oder 
2. 

ihre Erhebung bei der betroffenen Person nicht möglich ist oder die jeweilige Aufgabe 
ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen erfordert, die Kenntnis der Daten aber 
erforderlich ist für  
a) 
die Feststellung der Voraussetzungen oder für die Erfüllung einer Leistung nach diesem 
Buch oder 
b) 
die Feststellung der Voraussetzungen für die Erstattung einer Leistung nach § 50 des 
Zehnten Buches oder 
c) 
die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42 bis 48a und nach § 52 oder 
d) 
die Erfüllung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a oder die 
Gefährdungsabwendung nach § 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz oder 

3. 
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die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern 
würde und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der 
betroffenen Person beeinträchtigt werden oder 

4. 
die Erhebung bei der betroffenen Person den Zugang zur Hilfe ernsthaft gefährden 
würde. 

(4) Ist die betroffene Person nicht zugleich Leistungsberechtigter oder sonst an der Leistung 
beteiligt, so dürfen die Daten auch beim Leistungsberechtigten oder einer anderen Person, die 
sonst an der Leistung beteiligt ist, erhoben werden, wenn die Kenntnis der Daten für die 
Gewährung einer Leistung nach diesem Buch notwendig ist. Satz 1 gilt bei der Erfüllung anderer 
Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 3 entsprechend. 

§ 63 SGB VIII Datenspeicherung 
(1) Sozialdaten dürfen gespeichert werden, soweit dies für die Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 
erforderlich ist. 
(2) Daten, die zur Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe erhoben 
worden sind, dürfen nur zusammengeführt werden, wenn und solange dies wegen eines 
unmittelbaren Sachzusammenhangs erforderlich ist. Daten, die zu Leistungszwecken im Sinne 
des § 2 Absatz 2 und Daten, die für andere Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 3 erhoben worden 
sind, dürfen nur zusammengeführt werden, soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 
erforderlich ist. 

§ 64 SGB VIII Datenübermittlung und -nutzung 
(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt oder genutzt werden, zu dem sie erhoben 
worden sind. 
(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung von Aufgaben nach § 69 des Zehnten Buches ist 
abweichend von Absatz 1 nur zulässig, soweit dadurch der Erfolg einer zu gewährenden 
Leistung nicht in Frage gestellt wird. 
(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die nicht dem Verantwortlichen angehört, sind 
die Sozialdaten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfüllung dies 
zulässt. 
(2b) Abweichend von Absatz 1 dürfen Sozialdaten übermittelt und genutzt werden, soweit dies 
für die Durchführung bestimmter wissenschaftlicher Vorhaben zur Erforschung möglicher 
politisch motivierter Adoptionsvermittlung in der DDR erforderlich ist, ohne dass es einer 
Anonymisierung oder Pseudonymisierung bedarf. Die personenbezogenen Daten sind zu 
anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungszweck möglich ist. Vom Adoptionsverfahren 
betroffene Personen dürfen nicht kontaktiert werden. 
(3) Sozialdaten dürfen beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke der Planung im 
Sinne des § 80 gespeichert oder genutzt werden; sie sind unverzüglich zu anonymisieren. 
(4) Erhält ein Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach Maßgabe des § 4 Absatz 3 des Gesetzes 
zur Kooperation und Information im Kinderschutz Informationen und Daten, soll er gegenüber 
der meldenden Person ausschließlich mitteilen, ob sich die von ihr mitgeteilten gewichtigen 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls des Kindes oder Jugendlichen bestätigt haben und 
ob das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung tätig geworden ist und noch tätig ist. 
 

§ 65 SGB VIII Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen und erzieherischen 
Hilfe 

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke 
persönlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von diesem nur 
weitergegeben oder übermittelt werden 
1. 

mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder 
2. 

dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8a Absatz 2, wenn angesichts 
einer Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung 
eine für die Gewährung von Leistungen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht 
ermöglicht werden könnte, oder 
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3. 
dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der Fallzuständigkeit im Jugendamt oder 
eines Wechsels der örtlichen Zuständigkeit für die Gewährung oder Erbringung der 
Leistung verantwortlich ist, wenn Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls 
gegeben sind und die Daten für eine Abschätzung des Gefährdungsrisikos notwendig 
sind, oder 

4. 
an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Abschätzung des Gefährdungsrisikos nach § 8a 
hinzugezogen werden; § 64 Absatz 2a bleibt unberührt, oder 

5. 
unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Absatz 1 oder 4 des 
Strafgesetzbuchs genannten Personen dazu befugt wäre, oder 

6. 
wenn dies für die Durchführung bestimmter wissenschaftlicher Vorhaben zur 
Erforschung möglicher politisch motivierter Adoptionsvermittlung in der DDR 
erforderlich ist. Vom Adoptionsverfahren betroffene Personen dürfen nicht kontaktiert 
werden; § 64 Absatz 2b Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 

Der Empfänger darf die Sozialdaten nur zu dem Zweck weitergeben oder übermitteln, zu dem 
er sie befugt erhalten hat. 
(2) § 35 Absatz 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein behördeninternes Weitergabeverbot 
nach Absatz 1 besteht. 

§ 66 und § 67 SGB VIII (weggefallen) 

§ 68 SGB VIII Sozialdaten im Bereich der Beistandschaft, Amtspflegschaft und der 
Amtsvormundschaft 

(1) Der Beamte oder Angestellte, dem die Ausübung der Beistandschaft, Amtspflegschaft oder 
Amtsvormundschaft übertragen ist, darf Sozialdaten nur verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung 
seiner Aufgaben erforderlich ist. Die Nutzung dieser Sozialdaten zum Zwecke der Aufsicht, 
Kontrolle oder Rechnungsprüfung durch die dafür zuständigen Stellen sowie die Übermittlung 
an diese ist im Hinblick auf den Einzelfall zulässig. Die Informationspflichten nach Artikel 13 
und 14 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. 
April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 
23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung bestehen nur, soweit die Erteilung der 
Informationen 
1. 

mit der Wahrung der Interessen der minderjährigen Person vereinbar ist und 
2. 

nicht die Erfüllung der Aufgaben gefährdet, die in der Zuständigkeit des Beistands, des 
Amtspflegers oder des Amtsvormundes liegen. 

(2) § 84 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 
(3) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 
2016/679 besteht nicht, soweit die betroffene Person nach Absatz 1 Satz 3 nicht zu informieren 
ist oder durch die Auskunftserteilung berechtigte Interessen Dritter beeinträchtigt würden. 
Einer Person, die unter Beistandschaft, Amtspflegschaft oder Amtsvormundschaft gestanden 
und ihr 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, kann Auskunft erteilt werden, soweit sie die 
erforderliche Einsichts- und Urteilsfähigkeit besitzt und die Auskunftserteilung nicht nach Satz 
1 ausgeschlossen ist. Nach Beendigung einer Beistandschaft hat darüber hinaus der Elternteil, 
der die Beistandschaft beantragt hat, einen Anspruch auf Kenntnis der gespeicherten Daten, 
solange der junge Mensch minderjährig ist, der Elternteil antragsberechtigt ist und die 
Auskunftserteilung nicht nach Satz 1 ausgeschlossen ist. 
(4) Personen oder Stellen, an die Sozialdaten übermittelt worden sind, dürfen diese nur zu dem 
Zweck speichern und nutzen, zu dem sie ihnen nach Absatz 1 befugt übermittelt worden sind. 
(5) Für die Tätigkeit des Jugendamts als Gegenvormund gelten die Absätze 1 bis 4 
entsprechend. 
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Zehntes Buch Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und 
Sozialdatenschutz - (SGB X) 

§ 67 Begriffsbestimmungen 

(1) Die nachfolgenden Begriffsbestimmungen gelten ergänzend zu Artikel 4 der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
(2) Sozialdaten sind personenbezogene Daten (Artikel 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) 
2016/679), die von einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle im Hinblick auf ihre 
Aufgaben nach diesem Gesetzbuch verarbeitet werden. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
sind alle betriebs- oder geschäftsbezogenen Daten, auch von juristischen Personen, die 
Geheimnischarakter haben. 
(3) Aufgaben nach diesem Gesetzbuch sind, soweit dieses Kapitel angewandt wird, auch  
1. 

Aufgaben auf Grund von Verordnungen, deren Ermächtigungsgrundlage sich im 
Sozialgesetzbuch befindet, 

2. 
Aufgaben auf Grund von über- und zwischenstaatlichem Recht im Bereich der sozialen 
Sicherheit, 

3. 
Aufgaben auf Grund von Rechtsvorschriften, die das Erste und das Zehnte Buch für 
entsprechend anwendbar erklären, und 

4. 
Aufgaben auf Grund des Arbeitssicherheitsgesetzes und Aufgaben, soweit sie den in § 
35 des Ersten Buches genannten Stellen durch Gesetz zugewiesen sind. § 8 Absatz 1 
Satz 3 des Arbeitssicherheitsgesetzes bleibt unberührt. 
 

(4) Werden Sozialdaten von einem Leistungsträger im Sinne von § 12 des Ersten Buches 
verarbeitet, ist der Verantwortliche der Leistungsträger. Ist der Leistungsträger eine 
Gebietskörperschaft, so sind der Verantwortliche die Organisationseinheiten, die eine Aufgabe 
nach einem der besonderen Teile dieses Gesetzbuches funktional durchführen. 
(5) Nicht-öffentliche Stellen sind natürliche und juristische Personen, Gesellschaften und andere 
Personenvereinigungen des privaten Rechts, soweit sie nicht unter § 81 Absatz 3 fallen. 
 

§ 67b Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, Einschränkung der 
Verarbeitung und Löschung von Sozialdaten 

(1) Die Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, Einschränkung der Verarbeitung 
und Löschung von Sozialdaten durch die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen ist 
zulässig, soweit die nachfolgenden Vorschriften oder eine andere Rechtsvorschrift in diesem 
Gesetzbuch es erlauben oder anordnen. Dies gilt auch für die besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679. Die 
Übermittlung von biometrischen, genetischen oder Gesundheitsdaten ist abweichend von 
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe b, d bis j der Verordnung (EU) 2016/679 nur zulässig, soweit eine 
gesetzliche Übermittlungsbefugnis nach den §§ 68 bis 77 oder nach einer anderen 
Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch vorliegt. § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes 
gilt entsprechend. 
(2) Zum Nachweis im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679, dass die 
betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat, soll die 
Einwilligung schriftlich oder elektronisch erfolgen. Die Einwilligung zur Verarbeitung von 
genetischen, biometrischen oder Gesundheitsdaten oder Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen 
hat schriftlich oder elektronisch zu erfolgen, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine 
andere Form angemessen ist. Wird die Einwilligung der betroffenen Person eingeholt, ist diese 
auf den Zweck der vorgesehenen Verarbeitung, auf die Folgen der Verweigerung der 
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Einwilligung sowie auf die jederzeitige Widerrufsmöglichkeit gemäß Artikel 7 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) 2016/679 hinzuweisen. 
(3) Die Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten zu Forschungszwecken kann 
für ein bestimmtes Vorhaben oder für bestimmte Bereiche der wissenschaftlichen Forschung 
erteilt werden. Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 2 auch dann vor, wenn durch die Einholung einer schriftlichen oder 
elektronischen Einwilligung der Forschungszweck erheblich beeinträchtigt würde. In diesem Fall 
sind die Gründe, aus denen sich die erhebliche Beeinträchtigung des Forschungszweckes ergibt, 
schriftlich festzuhalten. 

§ 69 Übermittlung für die Erfüllung sozialer Aufgaben 
(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist  
1. 

für die Erfüllung der Zwecke, für die sie erhoben worden sind, oder für die Erfüllung 
einer gesetzlichen Aufgabe der übermittelnden Stelle nach diesem Gesetzbuch oder 
einer solchen Aufgabe des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, wenn er eine 
in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle ist, 

2. 
für die Durchführung eines mit der Erfüllung einer Aufgabe nach Nummer 1 
zusammenhängenden gerichtlichen Verfahrens einschließlich eines Strafverfahrens oder 

3. 
für die Richtigstellung unwahrer Tatsachenbehauptungen der betroffenen Person im 
Zusammenhang mit einem Verfahren über die Erbringung von Sozialleistungen; die 
Übermittlung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die zuständige oberste Bundes- 
oder Landesbehörde. 

(2) Für die Erfüllung einer gesetzlichen oder sich aus einem Tarifvertrag ergebenden Aufgabe 
sind den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen gleichgestellt  
1. 

die Stellen, die Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz, dem 
Bundesentschädigungsgesetz, dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz, dem 
Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, dem Gesetz über die Entschädigung für 
Strafverfolgungsmaßnahmen, dem Unterhaltssicherungsgesetz, dem 
Beamtenversorgungsgesetz und den Vorschriften, die auf das 
Beamtenversorgungsgesetz verweisen, dem Soldatenversorgungsgesetz, dem 
Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz und den Vorschriften der Länder über 
die Gewährung von Blinden- und Pflegegeldleistungen zu erbringen haben, 

2. 
die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 4 Absatz 2 des 
Tarifvertragsgesetzes, die Zusatzversorgungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes 
und die öffentlich-rechtlichen Zusatzversorgungseinrichtungen, 

3. 
die Bezügestellen des öffentlichen Dienstes, soweit sie kindergeldabhängige Leistungen 
des Besoldungs-, Versorgungs- und Tarifrechts unter Verwendung von 
personenbezogenen Kindergelddaten festzusetzen haben. 

(3) Die Übermittlung von Sozialdaten durch die Bundesagentur für Arbeit an die Krankenkassen 
ist zulässig, soweit sie erforderlich ist, den Krankenkassen die Feststellung der Arbeitgeber zu 
ermöglichen, die am Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen nach dem 
Aufwendungsausgleichsgesetz teilnehmen. 
(4) Die Krankenkassen sind befugt, einem Arbeitgeber mitzuteilen, ob die Fortdauer einer 
Arbeitsunfähigkeit oder eine erneute Arbeitsunfähigkeit eines Arbeitnehmers auf derselben 
Krankheit beruht; die Übermittlung von Diagnosedaten an den Arbeitgeber ist nicht zulässig. 
(5) Die Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben 
der Rechnungshöfe und der anderen Stellen, auf die § 67c Absatz 3 Satz 1 Anwendung findet. 


